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A) SATZUNGEN,VERORDNUNGENUND 
 BEKANNTMACHUNGEN 
 DERREGIONHANNOVERUNDDER
 LANDESHAUPTSTADTHANNOVER

 Region Hannover

 5. Satzung zur Änderung der Satzung 
 des Wasserverbandes Garbsen-Neustadt a.Rbge.

Aufgrund des § 58 des Wasserverbandsgesetzes vom 
12.02.1991 (BGBl. I S. 405) hat der Ausschuss des Was-
serverbandes Garbsen-Neustadt a.Rbge. in der Sitzung am 
26.06.2012 folgende Satzung zur Änderung der Satzung 
des Verbandes vom 05.09.1996, zuletzt geändert durch die 
4. Änderungssatzung vom 15.12.2009, beschlossen:

§ 1

1. § 15 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt ergänzt:
 
 Er beschließt insbesondere über
 4. Verträge mit einem Wert von mehr als 100.000 €, 

ausgenommen sind Verträge zu Maßnahmen der 
Rohrnetzrehabilitation, die bereits in der Verab-
schiedung des Wirtschaftsplanes als Einzelmaß-
nahme ausgewiesen sind.

2. § 18 Abs. 2 wird eingefügt:
 Ihm obliegen die Abschlüsse von Verträgen über 

50.000 € bis 100.000 €. Darüber hinaus entscheidet 
der Verbandsvorsteher über Verträge zur Rohrnetzre-
habilitation über 100.000 €, die bereits als Einzelmaß-
nahme im Wirtschaftsplan ausgewiesen sind. Nach-
richtlich wird der Vorstand auf seiner darauf folgen-
den Sitzung informiert.

§ 2

Die Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in 
Kraft.

Garbsen, den 27.07.2012 

Wasserverband Garbsen-Neustadt a.Rbge.
Der Verbandsvorsteher

Frank Hahn

Die vorstehende 5. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Wasserverbandes Garbsen-Neustadt a.Rbge. wird hiermit 
gemäß § 58 Abs. 2 Wasserverbandsgesetz genehmigt.

Hannover, den 7.08.2012

REGION HANNOVER
Der Regionspräsident

Im Auftrag
L.S. Stephan Müller

 Landeshauptstadt Hannover

 – – –

B) SATZUNGEN UND BEKANNTMACHUNGEN 
DER STÄDTE UND GEMEINDEN

1. Stadt  BURGWEDEL

 Beschluss über die Jahresrechnung 2010

Der Rat der Stadt Burgwedel hat in seiner Sitzung am 19. 
Juli 2012 die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2010 
gem. § 129 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) in der zurzeit geltenden 
Fassung beschlossen. Dem Bürgermeister wurde für das 
Haushaltsjahr 2010 Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnung liegt zusammen mit dem Rechen-
schaftsbericht und dem Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsamtes sowie der Stellungnahme des Bürger-
meisters gem. § 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG im 
Anschluss an die Veröffentlichung an sieben Tagen – ohne 
Sonn- und Feiertage sowie dienstfreie Werktage – in der 
Stadtverwaltung in Großburgwedel, Fuhrberger Str. 4 – 
Zimmer 3.12 – öffentlich aus und kann dort während der 
Dienstzeiten eingesehen werden.

Burgwedel, den 02.08.2012

STADT BURGWEDEL
Dr. Hoppenstedt

Bürgermeister

2. Stadt  GARBSEN

 Gebührensatzung für die Musikschule 
 der Stadt Garbsen

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zurzeit gel-
tenden Fassung hat der Rat der Stadt Garbsen in seiner 
Sitzung am 16.07.2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gebührenpflicht

(1) Für die Teilnahme an den Musikschulangeboten wer-
den Gebühren nach dem Gebührentarif berechnet.

(2) Die Teilnahme an Ergänzungs- und Ensemblefächern 
ist gebührenfrei, sofern die Teilnehmerin/der Teil-
nehmer ein Hauptfach an der Musikschule belegt.

(3) Die Schülerinnen/Schüler, im Falle der Minderjährig-
keit ihre gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen, 
sind zur Zahlung der erhobenen Gebühren verpflich-
tet. Bei einer nicht termingerechten Entrichtung der 
Gebühren kann die Schülerin/der Schüler zum Ende 
des jeweiligen Monats vom weiteren Unterricht aus-
geschlossen werden.

§ 2 
Gebühren und Fälligkeit

(1) Die Musikschule errechnet die monatliche Gebühr 
auf Grundlage einer jährlichen Gesamtsumme. Sie ist 
in gleichen Monatsbeiträgen, auch in den Ferien, zu 
zahlen und ist zum 15. eines Monats oder vierteljähr-
lich in der Mitte eines Quartals (15.02., 15.05., 15.08. 
und 15.11.) fällig.

(2) Die Schülerin/der Schüler erhält einmal jährlich und 
bei Veränderung der Unterrichtsform einen Gebüh-
renbescheid

(3) Die Gebühren für Schnupperkurse sind in einem Be-
trag zu Beginn des Kurses fällig.
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änderung in der Gruppenstärke ergibt. Verringert oder 
vergrößert sich die Schülerzahl einer Gruppe, so wird die 
entsprechende Unterrichtsgebühr vom Zeitpunkt der Ver-
änderung an berechnet.

§ 6
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt ab 01.09.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung in der Fassung vom 08.12.2009 außer Kraft.

Garbsen, den 31.07.2012

STADT GARBSEN
Alexander Heuer

Bürgermeister

Tarife zur Gebührensatzung der Musikschule der Stadt 
Garbsen

Unterrichtsart  Monatsgebühr

(1) Grundfächer

Musikzwerge für Kinder 
von 6 - 18 Monaten  monatlich 14,00 €
und eine Bezugsperson 
(30 Min. wöchentl.)

MUSIKGARTEN für 
1 ½ - 3-jährige Kinder  monatlich 19,00 €
und eine Bezugsperson 
(45 Min. wöchentl.)

Musikalische Früherziehung 
für Kinder monatlich 19,00 €
von 4 bis 6 Jahren 
(45 Min. wöchentl.)

Musik Karussell für 
6- und 7-jährige Kinder  monatlich 24,00 €
(45 Min. wöchentl.)

(2) Hauptfächer

Große Gruppe 
(4 - 7 Personen, 45 Min. wöchentl.) monatlich 35,00 €
Mittlere Gruppe 
(3 Personen, 45 Min. wöchentl.) monatlich 41,00 €
Kleine Gruppe 
(2 Personen, 45 Min. wöchentl.) monatlich 51,00 €
Kleine Gruppe 
(2 Personen, 30 Min. wöchentl.) monatlich 38,00 €

Einzelunterricht (30 Min. wöchentl.) monatlich 61,00 €

Einzelunterricht (45 Min. wöchentl.) monatlich 92,00 €

(3) Schnupperkurse

Schnupperkurs 12 x 30 Min. 
Einzelunterricht einmalig 150,00 €

Schnupperkurs 12 x 30 Min. 
2er-Gruppe einmalig 84,00 €

Schnupperkurs 12 x 45 Min. 
3er-Gruppe einmalig 84,00 €

(4) Die Unterrichtsgebühren sind im Abbuchungs- oder 
Überweisungsverfahren zu entrichten.

§ 3
Ermäßigung

(1) Eine Ermäßigung der Gebühren wird gewährt für 
den Grund- und Hauptfachunterricht

 (a) als Sozialermäßigung auf Antrag (Abs. 3)
 (b) als Familienermäßigung (Abs. 4)
 (c) als Mehrfächerermäßigung (Abs. 5)
(2) Die Ermäßigungen nach Abs. 3 - 5 werden nachei-

nander, d.h. im Falle mehrerer Ermäßigungen, auf 
Grundlage der bereits ermäßigten Gebührensätze be-
rechnet.

(3) Anspruch auf eine Sozialermäßigung in Höhe von 
75 % der Unterrichtsgebühr hat, wer Leistungen zur 
Sicherung des laufenden Lebensunterhaltes nach 
dem Sozialgesetzbuch (SGB II und SGB XII) oder 
zweckgleiche, aus den Regelungen des SGB II und 
XII abgeleitete, Leistungen erhält. Die Anspruchsbe-
rechtigung ist durch Vorlage des Leistungsbescheides 
nachzuweisen. Sozialermäßigung wird nur für das 1. 
Hauptfach gewährt.

(4) Werden mehrere in einem Haushalt lebende Famili-
enmitglieder unterrichtet (Eltern und deren Kinder), 
wird ab dem 2. Familienmitglied folgende Ermäßi-
gung gewährt: Für das

 (a) 2. Familienmitglied 20 % der Unterrichtsgebühr
 (b) 3. Familienmitglied 35 % der Unterrichtsgebühr
 (c) ab dem 4. Familienmitglied 50 % der Unter-

richtsgebühr
 Die Reihenfolge der Ermäßigungen richtet sich nach 

der Höhe der von den einzelnen Familienmitgliedern 
zu entrichtenden Gebühren, wobei die höchste Er-
mäßigung dem Familienmitglied mit der niedrigsten 
Unterrichtsgebühr gewährt wird. Bei gleicher Gebüh-
renhöhe wird die höchste Ermäßigung dem jüngeren 
Familienmitglied gewährt.

(5) Belegt eine Person mehrere Haupt- und/oder Grund-
fächer, wird ab dem 2. Fach folgende Ermäßigung ge-
währt. Für das

 (a) 2. Fach 20 % der Unterrichtsgebühr
 (b) 3. Fach 35 % der Unterrichtsgebühr
 (c) ab dem 4. Fach 50 % der Unterrichtsgebühr.
 Die Reihenfolge der Ermäßigungen richtet sich nach 

der Höhe der für die einzelnen Fächer zu entrich-
tenden Gebühren, wobei die höchste Ermäßigung 
für das Fach mit der niedrigsten Unterrichtsgebühr 
gewährt wird. Bei gleicher Gebührenhöhe wird die 
höchste Ermäßigung für das früher belegte Fach ge-
währt.

§ 4
Unterrichtsausfall

Fällt der Unterricht aus von der Musikschule zu vertre-
tenden Gründen mehr als dreimal im Jahr aus, hat die/der 
Zahlungspflichtige bei Vorlage der Unterrichtsausfallzettel 
bis zum 31.03. des Folgejahres Anspruch auf Rückerstat-
tung der Gebühren für die darüber hinaus ausgefallenen 
Unterrichtsstunden.
Bei Unterrichtsausfällen, die von der Schülerin/dem Schü-
ler zu vertreten sind, besteht kein Anspruch auf Gebüh-
renerstattung bzw. auf einen Ersatztermin.

§ 5
Wechsel der Unterrichtsform

Im Gruppenunterricht kann die anfängliche Unterrichts-
form nur so lange beibehalten werden, wie sich keine Ver-
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(4) Weiterführende 
 Instrumental-Ensembles monatlich 19,00 €

(5) Chöre, Orff- und vergleichbare 
 Ensembles, monatlich 10,00 €
 Ergänzungsfächer

(6) Workshop- und AG-Unterricht (zeitlich begrenzt)

Die Gebühren für Workshops, Projekte, AG´s u.ä. werden 
entsprechend dem Aufwand und der Teilnehmerzahl fest-
gesetzt. 
Wird die erforderliche Mindestteilnehmerzahl nicht er-
reicht, behält sich die Musikschule vor, die Veranstaltun-
gen nicht durchzuführen und bereits gezahlte Gebühren 
zurückzuzahlen.
Alle Projekt-, Kurs- und Workshopangebote sind von Er-
mäßigungen ausgenommen.

(7) Leihgebühr für Instrumente

Anschaffungspreis bis 400,00 € monatlich   8,00 €
Anschaffungspreis 401,00 bis 610,00 € monatlich 10,00 €
Anschaffungspreis über 610,00 € monatlich 13,00 €

 Schulordnung der Musikschule der Stadt Garbsen

1. Aufgabe

 Aufgabe der Musikschule ist es, Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene aller Altersgruppen an die Musik 
heranzuführen, Begabungen frühzeitig zu erkennen, 
individuell zu fördern sowie auf ein eventuelles Stu-
dium vorzubereiten.

2. Aufbau

 2.1 Die Ausbildung an der Musikschule geschieht in 
folgenden Stufen:

   - der elementaren Musikerziehung in Grund-
    und Vorklassen der Grundstufe
   - dem Gruppen- und Einzelunterricht in der 

Unterstufe
   - dem Gruppen- und Einzelunterricht in der 

Mittelstufe
   - dem Einzelunterricht in der Oberstufe
 2.2 Neben der Vokal- und Instrumentalausbildung-

besteht die Möglichkeit zur Teilnahme an Ergän-
zungsfächern, Ensembles und Workshops.

 2.3 Die Musikschule unterhält zur Erweiterung des 
musikalischen Angebotes Kooperationen mit 
allgemeinbildenden Schulen, Vereinen und an-
deren Einrichtungen.

3. Teilnahme

 3.1 Die Teilnahme am Angebot der Musikschule 
ist in den Elementarkursen ab einem Alter von 
6 Monaten, am Vokal- und Instrumentalunter-
richt ab Beginn der Schulpflicht möglich.

 3.2 Die Musikschule steht auch Erwachsenen aller 
Altersgruppen für den Instrumental-, Vokal und 
Ergänzungsfachunterricht offen.

4. Anmeldungen und Abmeldungen 

 4.1 An-, Ab- und Ummeldungen sind schriftlich an 
die Stadt Garbsen, Musikschule, Rathausplatz 1, 
30823 Garbsen, zu richten. Bei minderjährigen 
Schülerinnen und Schülern ist die schriftliche 
Zustimmung der/des Erziehungsberechtigten 

erforderlich. Sie werden erst durch die Bestäti-
gung der Stadtverwaltung rechtswirksam.

 4.2 Eine Anmeldung zum Instrumental-/Vokalun-
terricht ist im Rahmen der vorhandenen Kapa-
zitäten jederzeit möglich. Die Einteilung erfolgt 
vorrangig in Gruppen. Ein Anspruch auf Auf-
nahme besteht nicht.

 4.3 Die musikalische Früherziehung beginnt nach 
den Sommerferien und erstreckt sich über ei-
nen Zeitraum von 2 Schuljahren, wobei das 2. 
Schuljahr vor den Sommerferien endet. Der ers-
te Unterrichtsmonat gilt als Probemonat, für den 
ebenfalls die entsprechende Unterrichtsgebühr 
zu entrichten ist. Während dieses Probemonats 
kann die Schülerin/der Schüler ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist in schriftlicher Form vom 
Vertrag zurücktreten.

 4.4 Die Kündigungsfrist für alle Unterrichtsarten 
beträgt 2 Monate zum Monatsende. In begrün-
deten Einzelfällen (z.B. schwere Krankheit) kann 
die Stadtverwaltung Abmeldungen auch außer-
halb der Kündigungszeiten zulassen.

5. Unterricht

 5.1 Die Ferien- und Feiertagsordnung der allge-
meinbildenden Schulen gilt auch für die Musik-
schule.

 5.2 Die Schülerinnen/Schüler sind zur regelmäßigen 
Teilnahme am Unterricht, an den Ergänzungsfä-
chern und Veranstaltungen verpflichtet. Bei feh-
lendem Unterrichtsinteresse ist die Musikschule 
berechtigt, die Betroffenen vom weiteren Unter-
richt auszuschließen.

 5.3 Der Unterricht erfolgt auf Grundlage der VdM-
Lehrpläne.

 5.4 Die Musikschule veranstaltet jährliche Konzerte, 
die den Schülerinnen/den Schülern die Möglich-
keit bieten, das im Unterricht Erlernte vorzustel-
len.

 5.5 Nimmt eine Schülerin/ein Schüler an einem 
Vorspiel oder Konzert teil, besteht am Tag der 
Veranstaltung kein Anspruch auf geregelten Un-
terricht.

6. Leihinstrumente

 6.1 Grundsätzlich sollte die Schülerin/der Schüler 
bei Beginn des Unterrichts ein Instrument besit-
zen. Instrumente können jedoch im Rahmen der 
Bestände der Musikschule ausgeliehen werden.

 6.2 Die Mindestleihzeit beträgt einen Monat, die 
Höchstleihzeit in der Regel ein Jahr. Darüber 
hinaus kann das Instrument nur so lange aus-
geliehen werden, bis eine andere Schülerin/ein 
anderer Schüler das Instrument benötigt.

 6.3 Instrument und Zubehör sind auf Kosten der 
ausleihenden Person instand zu halten. Über 
Einzelheiten der Pflege hat sich die Schülerin/
der Schüler bei der Lehrkraft zu unterrichten. 
Mit Reparaturen dürfen nur von der Verwaltung 
und den Lehrkräften der Musikschule benannte 
Firmen beauftragt werden.

 6.4 Für Verlust und Beschädigung haben die Ent-
leihenden bzw. deren Erziehungsberechtigte in 
vollem Umfang zu haften. Bei hochwertigen Ins-
trumenten wird der Abschluss einer Instrumen-
tenversicherung empfohlen.

 6.5 Instrument und Zubehör dürfen nicht an Dritte 
weitergegeben werden.
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7. Gebühren

 7.1 Die Unterrichtsgebühren sind in einer gesonder-
ten Gebührensatzung festgelegt. Diese enthält 
außerdem Einzelheiten über Zahlungstermine, 
Ermäßigungen und die Höhe der Instrumenten-
miete.

 7.2 Die Lehrkräfte dürfen keine Zahlungen entge-
gennehmen.

8. Gesundheitsbestimmungen

Beim Auftreten ansteckender Krankheiten sind die allge-
meinen Gesundheitsbestimmungen für Schulen (insbe-
sondere das Infektionsschutzgesetz - IfSG, das Gesetz zur 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
beim Menschen) anzuwenden.

9. Aufsicht

Eine Aufsichtspflicht besteht nur während des Unterrichts.

10. Unfalldeckungsschutz, Sachschadenersatz

Bei Unfällen, Verlust oder Beschädigung von Kleidungs-
stücken, Fahrrädern, Brillen und zum Gebrauch im Schul-
betrieb bestimmter Sachen leistet die Stadt Garbsen der 
Schülerin/dem Schüler entsprechend der Verrechnungs-
grundsätze des Kommunalen Schadenausgleichs Hanno-
ver Ersatz.

11. In-Kraft-Treten

Die Schulordnung tritt am 01.09.2012 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Schulordnung vom 01.01.2010 außer Kraft.

Garbsen, den 31.07.2012

STADT  GARBSEN
Alexander Heuer

Bürgermeister

3. Stadt  HEMMINGEN

 14. Satzung zur Änderung der Satzung über die Ent-
schädigung der Rats- und Ausschussmitglieder so-
wie der Ehrenbeamten und sonstigen ehrenamtlich 
Tätigen der Stadt Hemmingen

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes in der zurzeit gültigen Fassung 
hat der Rat der Stadt Hemmingen am 05.7.2012 folgende 
Änderungssatzung beschlossen:

Artikel I

§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

(2) Die monatliche Aufwandsentschädigung beträgt 54,- 
Euro. Verzichtet ein Ratsmitglied auf die Zusendung 
von Sitzungsunterlagen in Papierform (ausschließli-
che Nutzung des Online-Ratsinformationssystems) 
erhöht sich die monatliche Aufwandentschädigung 
als Ersatz für die dadurch entstehenden eigenen Kos-
ten (z.B. für Papier, Tinte/Toner, PC-Hardware etc.) 
um 15,- Euro und für Fraktionsvorsitzende um 25,- 
Euro monatlich.

§ 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

(3) Für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Frakti-
onssitzungen wird ein Sitzungsgeld von 13,50 Euro 
gezahlt. Gleiches gilt für die Teilnahme der Ratsmit-
glieder an Terminen, zu denen die Verwaltung aus-
drücklich in Person eingeladen hat. Bei mehreren 
aufeinanderfolgenden Sitzungen/Terminen am glei-
chen Ort besteht nur Anspruch auf ein Sitzungsgeld.

(5) Wird gestrichen

§ 5 erhält folgende Fassung:

(1) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, 
erhalten ein Sitzungsgeld von 13,50 Euro. Gleiches 
gilt für die Teilnahme dieser Ausschussmitglieder an 
Terminen, zu denen die Verwaltung ausdrücklich in 
Person eingeladen hat. Bei mehreren aufeinanderfol-
genden Sitzungen/Terminen am gleichen Ort besteht 
nur Anspruch auf ein Sitzungsgeld. 

(2) Für Fahrten innerhalb des Stadtgebietes werden in 
Ausübung der Mandatstätigkeit als Fahrtkostener-
satz die Kosten der öffentlichen Verkehrsmittel oder 
bei Benutzung privater Kraftfahrzeuge eine Wegstre-
ckenentschädigung je Kilometer in Anlehnung an die 
gültigen Entschädigungssätze des Bundesreisekosten-
gesetzes (BRKG) gewährt. 

Nach Abschnitt I wird folgender Abschnitt II und § 6 neu 
eingefügt:

II. Fraktionszuschüsse

§ 6 
Zuschüsse für Fraktionen und Gruppen

Fraktionen und Gruppe erhalten gem. § 57 Absatz 3 des 
Nds. Kommunalverfassungsgesetzes als Zuwendung zu 
den Sach- und Personalkosten für die Geschäftsführung 
einen jährlichen Sockelbetrag von 500,00 Euro sowie für 
jedes Fraktions-/Gruppenmitglied jährlich 200,00 Euro.

Der bisherige Abschnitt II bis IV werden zu den Abschnit-
ten III bis V.
Die bisherigen Paragraphen 6 bis 13 werden zu den Para-
graphen 7 bis 14.

§ 9 (alt) erhält folgende Fassung:

§ 10 
Sonstige Aufwandsentschädigungen

 Zur Abgeltung des Aufwandes und der Auslagen er-
halten

 - die/der Behindertenbeauftragte eine monatliche 
Pauschale von 80,00 EUR

 - die Schiedsperson eine monatliche Pauschale von 
25,00 EUR

 - die ehrenamtlichen Helferinnen/Helfer in den 
städtischen Büchereien je Einrichtung eine mo-
natliche Pauschale von 80,00 €. Die Aufteilung 
erfolgt je nach geleisteten Stunden durch die Ab-
teilungsleitung.

Artikel II

Diese Satzung tritt zum 01.07.2012 in Kraft.

Hemmingen, 18.07.2012

STADT  HEMMINGEN
Schacht-Gaida
Bürgermeister
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4. Stadt  SEHNDE

 Satzung zur  Regelung der Aufwandsentschädigung 
und des Auslagen- und Verdienstausfallersatzes für 
Ratsmitglieder und sonstige ehrenamtlich Tätige.

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 55, 91, 92, 95 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt 
Sehnde am 19.07.2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

1. Die  Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehren-
amtliche Tätigkeit für die Stadt wird grundsätzlich 
unentgeltlich geleistet.

 Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall und 
Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach 
dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen für Rats-
mitglieder und sonstige ehrenamtlich tätige Personen 
werden nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt.

2. Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils 
für einen vollen Monat gezahlt, auch dann, wenn der 
Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats in-
nehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschä-
digung seine Dienstgeschäfte ununterbrochen - den 
Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger als drei 
Monate nicht, so ermäßigt sich die Aufwandsentschä-
digung für die über drei Monate hinausgehende Zeit 
auf die Hälfte.

 Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte 
führende Vertreter 75 % der Aufwandsentschädigung 
des Vertretenen. Ruht das Mandat, so wird keine Auf-
wandsentschädigung gezahlt.

3. Die Ansprüche auf die in dieser Satzung genannten 
Leistungen sind nicht übertragbar.

§ 2
Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) 

für Ratsmitglieder

1. Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Auf-
wandsentschädigung von 90,00 € und eine zusätzli-
che Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Hö-
he von 20,00 € je Sitzung.

2.  Die dem Rat angehörenden Mitglieder des Verwal-
tungsausschusses, im Vertretungsfall die/der Stellver-
treter/in, erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe von 60,00 
€ je Sitzung des Verwaltungsausschusses.

3.  Die/der Ratsvorsitzende erhält ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 40,00 € je Sitzung des Rates.

4. Das Sitzungsgeld erhalten alle Ratsmitglieder, sofern 
sie aufgrund einer förmlichen Ladung an Sitzungen 
des Rates, der Ausschüsse und an verwaltungsinter-
nen Projekt- und Arbeitsgruppensitzungen teilneh-
men, sowie für je eine der Vorbereitung einer Ratssit-
zung dienenden Fraktionssitzung.

 Darüber hinaus wird das Sitzungsgeld für weitere, 
jedoch insgesamt höchstens zwanzig stattfindende 
Fraktionssitzungen im Jahr gezahlt.

5. Dauert eine Sitzung länger als sechs Stunden, so wird 
ein weiteres Sitzungsgeld gewährt. Bei mehreren Sit-
zungen, gleich welcher Art, die an einem Tag stattfin-
den, werden höchstens zwei Sitzungsgelder gezahlt.

 Für die Sitzungen der Ausschüsse, die während einer 

Ratssitzung (Sitzungsunterbrechung) stattfinden, 
wird kein Sitzungsgeld gezahlt.

 Eine Sitzung, die über 24:00 Uhr hinausgeht, zählt als 
Sitzung des Tages, an dem sie begonnen hat.

6.  Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der 
notwendigen Auslagen mit Ausnahme der Fahrtkos-
ten (§ 7).

§ 3
Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für 

Ortsratsmitglieder und für Ortsratsmitglieder mit 
beratender Stimme

1. Die stimmberechtigten Ortsratsmitglieder erhalten 
als Aufwandsentschädigung ein Sitzungsgeld in Höhe 
von 20,00 € je Sitzung.

 Die Ortsratsmitglieder mit beratender Stimme erhal-
ten ein Sitzungsgeld gem. § 2 Abs. 1 dieser Satzung.

2. Für Ortsratsmitglieder gelten die Bestimmungen des 
§ 2 Abs. 4 entsprechend.

§ 4
Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

1. Neben den Beträgen aus §§ 2 und 3 dieser Satzung 
werden monatlich folgende zusätzliche Aufwands-
entschädigungen gezahlt:

 a) an die stellv. ehrenamtlichen 
  Bürgermeisterinnen oder 
  an die stellv. ehrenamtlichen 
  Bürgermeister je  250,00 €
 b) an Fraktionsvorsitzende  100,00 € 
  zuzüglich je Fraktionsmitglied    7,50 €
 c) die dem Rat angehörenden Mitglieder 
  des Verwaltungsausschusses   20,00 €
 d) an Ortsbürgermeister/innen  100,00 €
 e) an stellv. Ortsbürgermeister/innen   20,00 €

Neben diesem Betrag werden monatlich an die Ortsbür-
germeister/in, die als Ortsbeauftragte für die Gemeinde-
verwaltung tätig werden, folgende zusätzliche Aufwands-
entschädigungen gezahlt:

an die/den Ortsbürgermeister/in von Bilm  20,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in von Bolzum  20,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in von Höver  20,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in von Rethmar  20,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in von Wassel  20,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in 
von Wehmingen  20,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in 
von Müllingen/Wirringen  25,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in 
von Dolgen-Evern-Haimar  30,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in von Ilten  40,00 €
an die/den Ortsbürgermeister/in von Sehnde  50,00 €

2. Nimmt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 a) - 
c) genannten Funktionen wahr, so erhält es von den 
zusätzlichen Aufwandsentschädigungen die jeweils 
höchste, zuzüglich 50 % der nächstniedrigen soweit 
die Funktionen nicht notwendiger Weise verbunden 
sind.

§ 5
Entschädigung für nicht dem Rat angehörende 

Ausschussmitglieder

1. Nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder 
erhalten für die Teilnahme an Sitzungen ihrer Aus-
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schüsse als Aufwandsentschädigung ein Sitzungsgeld 
wie Ratsmitglieder.  

2. Mitglieder des Umlegungsausschusses, soweit sie 
nicht Ratsmitglieder sind, erhalten eine Aufwands-
entschädigung von 26,00 € und der Vorsitzende in 
Höhe von 41,00 € je Sitzung.

 Daneben werden Fahrtkosten nicht erstattet.

§ 6
Verdienstausfall und Nachteilsausgleich

1. Ratsmitglieder, Ortsratsmitglieder und nicht dem Rat 
angehörende Ausschussmitglieder haben Anspruch 
auf Ersatz des Verdienstausfalls bis zum Höchstbetrag 
von 25,00 € je Stunde und für längstens 8 Stunden je 
Tag.

 Der Ersatz des Verdienstausfalls wird auf Antrag ge-
währt, insbesondere für

 a) Sitzungen des Rates, des Verwaltungsausschusses, 
der Ausschüsse und der Fraktionen bzw. Gruppen,

 b) die Teilnahme an Sitzungen, Besprechungen, Be-
sichtigungen und ähnlichen Veranstaltungen, so-
fern die Teilnahme vom Rat oder Verwaltungsaus-
schuss genehmigt worden ist.

2. Unselbständig  Tätigen wird der entstandene und 
nachgewiesene Verdienstausfall bis zum in Abs. 1 ge-
nannten Höchstbetrag ersetzt. Selbständig Tätigen 
kann eine Verdienstausfallpauschale gewährt werden, 
die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft 
gemachten Einkommens festgesetzt wird, die den in 
Abs. 1 genannten Höchstbetrag jedoch nicht über-
schreiten darf.

3. Für Tätigkeiten in Ausübung des Mandats vor 8.oo 
Uhr und nach 18.oo Uhr besteht kein Anspruch auf 
Ersatz von  Verdienstausfall, es sei denn, der An-
spruchberechtigte ist im Schichtdienst tätig. Eine 
weitere Ausnahme bilden Berufe mit spezifischen Ar-
beitszeiten z.B. Hausfrauen und Gastwirte.

4. Ratsmitglieder, Ortsratsmitglieder und nicht dem 
Rat angehörende Ausschussmitglieder, die nach den 
Abs. 1 und 2 keine Ersatzansprüche geltend machen 
können, denen aber im beruflichen oder häuslichen 
Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur 
durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die  In-
anspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, können auf Antrag einen Pauschalstundensatz 
in Höhe von 10,00 € erhalten.

§ 7
Fahrt- und Reisekosten

1. Die Mitglieder des Rates, der Ortsräte und die nicht 
dem Rat angehörenden Mitglieder der Ausschüsse 
erhalten auf Antrag einen Fahrtkostenersatz, sofern 
sie an Ausschuss-, Ortsrats-, Fraktions- und Ratssit-
zungen außerhalb des Ortsteiles ihrer Wohnung teil-
nehmen. Als Fahrtkostenersatz werden die Kosten der 
öffentlichen Verkehrsmittel bzw. 0,30 € pro Straßen-
kilometer bei Benutzung eines eigenen Fahrzeuges 
erstattet.

2. Die/der stellv. Bürgermeisterin/Bürgermeister erhält 
eine monatliche Fahrtkostenpauschale in Höhe von 
50,00 €.

3. Für von der Stadt angeordnete Dienstreisen außer-
halb des Stadtgebietes erhalten Ratsmitglieder und 
ehrenamtlich tätige Personen auf Antrag eine Reise-
kostenvergütung nach den der Bürgermeisterin oder 
dem Bürgermeister zustehenden Sätzen.

 Sitzungsgelder oder Auslagenentschädigungen wer-
den daneben nicht gezahlt.

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.10.2012 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die bisherige Aufwandsentschädigungssatzung vom 
01.07.1992 außer Kraft.

Sehnde, den19.08.2012  

STADT  SEHNDE
Carl Jürgen Lehrke

Bürgermeister

C) SONSTIGE  BEKANNTMACHUNGEN
  
 aha - Zweckverband Abfallwirtschaft Region Han-

nover

 Bekanntmachung des Beschlusses über den Jahres-
abschluss 2011

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 
19.07.2012 den Jahresabschluss 2011 festgestellt und 
der Verbandsgeschäftsführung Entlastung erteilt. Es 
wurde beschlossen, den Gewinnvortrag in Höhe von € 
9.866.025,18 mit der entnommenen Gewinnrücklage in 
Höhe von € 378.516,03 und den Jahresüberschuss in Höhe 
von € 1.737.878,49 zu verrechnen sowie den verbleiben-
den Gewinnvortrag in Höhe von € 11.982.419,70 auf die 
neue Rechnung zu übertragen.
Es wurde weiter festgestellt, dass nach pflichtgemäßer am 
21.05.2012 abgeschlossener Prüfung des Jahresabschlusses 
die beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WIBERA 
Wirtschaftsberatung AG, Fuhrberger Straße 5, 30625 Han-
nover den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt hat:
„Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchfüh-
rung entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung 
den Rechtsvorschriften. Die Geschäftsführung erfolgte 
ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität 
ist nicht zu beanstanden. Der Zweckverband wurde wirt-
schaftlich geführt.“
Die Bilanz, der Lagebericht und die Gewinn- und Verlust-
rechnung liegen im Anschluss an diese Veröffentlichung 
an sieben Tagen – ohne Sonn- und Feiertage sowie dienst-
freie Werktage - während der Dienststunden in Raum 418 
des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Region Hannover, 
Karl-Wiechert Allee 76a in 30625 Hannover zur Einsicht-
nahme öffentlich  aus.

Hannover, den 08. August 2012

Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover
Die Verbandsgeschäftsführerin

Kornelia Hülter
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